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Zukunft der HSH Nordbank – ein Aprilscherz?

Auf der Bürgerschaftssitzung am 1.4.2009 soll über ei-
nen Antrag des Senats entschieden werden, der HSH-Nord-
bank 3 Mrd. € zusätzliches Kapital und eine Garantie über 
10 Mrd. € zur Verfügung zu stellen. Bereits Mitte 2008 hatte 
die Bank von ihren Eigentümern eine Kapitalspritze in Höhe 
von 2 Mrd. € erhalten. Das Geschäftsjahr wird gleichwohl mit 
einem Verlust von 2,8 Mrd. € abgeschlossen. Damit die Ban-
kenaufsicht diese Bank wegen Kapitalmangel nicht schließen 
kann, soll jetzt erneut eine Eigenkapitalzufuhr von den öf-
fentlichen Eigentümern erfolgen.

Die Koalitionen in Kiel und Hamburg wissen: Die Mehrheit 
der BürgerInnen hat wenig Verständnis für diese Monopoly-
Spiele mit richtigem Steuergeld. Nicht zuletzt mit dieser Be-
gründung ist der schleswig-holsteinische Wirtschaftsminister 
Werner Marnette (CDU) gestern von seinem Amt zurückgetre-

ten: »Ich kann die Maßnahmen zur Sanierung der HSH Nord-
bank nicht länger mittragen, da sie auch in der Öffentlichkeit 
und in der Wirtschaft nicht vermittelbar sind. Aus meiner 
Sicht ist das Management der Krise bei der Landesbank und 
in der Landesregierung absolut unprofessionell gelaufen.« 
Marnettes Rücktritt ist konsequent. Leider fehlt anderen 
Politikern in Hamburg und Schleswig-Holstein ein entspre-
chendes Verantwortungsbewusstsein. Auch der Finanzsena-
tor Freytag in Hamburg sollte endlich seinen Hut nehmen 
und die Verantwortung für das Desaster bei der HSH Nord-
bank übernehmen. Senator Freytag trägt die Hauptverant-
wortung für das unprofessionelle Krisenmanagement. Frey-
tag hat die Lage zu lange schöngeredet. Er ist als Vertreter des 
Aufsichtsrates und Hauptverantwortlicher für den Eigentum-
santeil der Freien und Hansestadt Hamburg vollständig für 
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die Fehlentwicklung und das schlechte Krisenmanagement 
mitverantwortlich.

Insofern darf auch an der Vorgabe der Politik für die Ent-
scheidung in beiden Landesparlamenten gezweifelt werden: 
Die HSH Nordbank solle sich neu erfi nden. Die strategische 
Neuausrichtung hat der Finanzausschuss von Experten prü-
fen lassen. Eine Anhörung dieser Fachleute am 23.3.2009 er-
gab übereinstimmend: Man müsse die Bank retten – weil sie 
für die Region und Europa »systemischen« Charakter habe. 
Also die HSH Nordbank kann sich neu erfi nden und die öf-
fentlichen Eigentümer müssen das Geld bereitstellen. Die Bun-
desaufsicht für Banken tönt ähnlich: »Es gibt jede Menge Al-
ternativen. Die halte ich aber alle für nicht empfehlenswert«, 
sagte der Präsident der Bundesanstalt für Finanzdienstleis-
tungsaufsicht BaFin Jochen Sanio. Und er fügte hinzu: Sinke 
das Kernkapital der Bank unter die aufsichtsrechtlich festge-
legte Quote von 4%, müsse die Aufsicht einschreiten und die 
Geschäfte mit einem Moratorium stoppen – was in der Regel 
zum Ende einer Bank führe. Diese Vorschriften »möchte ich 
bei keiner systemisch relevanten Bank in die Hand nehmen 
müssen«.

Aber – so auch die Mehrheitsmeinung der Experten – das 
eingesetzte frische Kapital reicht bestenfalls ca. zwölf Mo-
nate, dann sind weitere Einschüsse fällig. Folglich müsse die 
Risikopolitik der Bank den faktischen Entwicklungen ange-
passt und eine Exitstrategie aufgebaut werden. Die HSH Nord-
bank ist aber nicht allein – alle anderen Landesbanken haben 
überwiegend ebenfalls große Verluste. Können sich alle Lan-
desbanken neu erfi nden?

Nein! Über Jahre hinweg haben die öffentlichen Eigentü-
mer der deutschen Landesbanken vollmundig von der Not-
wendigkeit der Konsolidierung gesprochen. Doch die Finanz-
krise hat ihre Welt nachhaltig verändert. Politiker und Banker 
mögen viel darüber philosophieren, mit welchen Rezepten 
das Vertrauen zurückgewonnen werden kann – in Wirklich-
keit haben sie selbst keine.

Landesbanken wachsen nicht zusammen ohne Risiko-
schirme für Altlasten. Der Bund hilft nicht, wenn die Kapital-
decke zu dünn ist – und die ist zu dünn, solange die Risiken 
nicht weg sind. Und die verschwinden nicht, weil so mancher 
Eigentümer genug hat von immer neuen Finanzspritzen und 
Garantien und den Bund im Boot sehen möchten. Wo soll da 
eine schnelle Lösung herkommen?

Landesbanken sind unter Fachleuten bereits seit 2007 ein 
Reizthema. Wenn Vorstände und Aufsichtsräte der Kommu-
nalbanken unter sich sind, wird heftig geschimpft über das 
Missmanagement der Manager wie der früheren Staatsregie-
rungen. Jetzt hat erstmals Harald Strötgen, Chef der Münch-
ner Stadtsparkasse, diese Kritik auch öffentlich geäußert: 
»Wir sind skeptisch, ob das geplante neue Geschäftsmodell 
für die Landesbank ausreicht«, Deutschland brauche keine 
sieben Landesbanken als Ergänzung für die Sparkassen. »Im 
Prinzip reicht eine Landesbank.«

Aber es ist mehr gescheitert: Die EU-Kommission hat seit 
Ende der 1990er Jahre nicht nur auf eine Liberalisierung der 
grenzüberschreitenden Finanzdienstleistungen gedrängt, son-

dern – speziell für Deutschland – auf einen Umbau des Finanz-
sektors: Abschaffung der Landesbanken mit ihrem System 
der Gewährsträgerhaftung und Privatisierung der Sparkas-
sen. Gescheitert ist also jetzt nicht einfach eine politisch be-
förderte Ökonomie, die Vermögensblasen als unvermeidliche 
Phänomene in Kauf nahm, sondern gescheitert ist die neoli-
berale Gesellschaftskonzeption.

Über Jahrzehnte bestand das Geschäftsmodell der Landes-
banken darin, Geld günstig an den Kapitalmärkten aufzuneh-
men und es in höhere Renditen versprechende Anlagen zu 
stecken. Die Kapitalaufnahme zu günstigeren Konditionen als 
für die Konkurrenz war den Landesbanken möglich, weil die 
öffentlichen Träger – Bundesländer und kommunale Sparkas-
sen – für die Verbindlichkeiten automatisch bürgten. Die se 
Gewährträgerhaftung verschaffte den Landesbanken an den 
Kapitalmärkten eine Kreditwürdigkeit, die dem der Bundes-
länder entsprach. 2001 aber setzten die privaten Banken vor 
der EU-Kommission in Brüssel durch, dass dieser Wettbe-
werbsvorteil fällt. Allerdings handelte die Bundesregierung 
dafür eine lange Übergangsfrist aus.

Seit 1989 plädierten die Sparkassen für die Bildung einer 
einzigen Landesbank. Denn sie brauchen als Liquiditätssam-
melstelle und zur Begleitung größerer Firmenkunden an die 
Börse oder ins Ausland keine sechs großen Landesbank-Kon-
zerne. Den möglichen Ausweg – die Zusammenlegung von 
Landesbanken – verhinderten die Bundesländer. Sie klebten 
an ihren Beteiligungen. Fusionen scheiterten an fehlendem 
Einigungswillen darüber, in welcher Landeshauptstadt der 
Hauptsitz einer fusionierten Bank sein soll und wo wie viele 
tausend Arbeitsplätze abgebaut werden. Viel wichtiger als 
der Umbau der Landesbanken wäre freilich die Verhinderung 
von deren Beteiligung am internationalen Verbriefungsge-
schäft gewesen. Die Landesbanken hatten überwiegend kein 
tragfähiges Geschäftsmodell, sondern nutzten den Deregulie-
rungsdruck von der europäischen Ebene, um mit enormen 
Ressourcen in das Kreditersatzgeschäft einzusteigen.

Ich plädiere daher für die Ablehnung des Sanierungskon-
zepts in Sachen HSH-Nordbank. Es gibt eine praktikable Alter-
native: die Sanierung im Verbund mit anderen Landesbanken 
und in Zusammenarbeit mit Bankenaufsicht und den Sonder-
fonds Finanzmarktstabilisierung SoFFin. Politisch will die 
Bundesregierung bislang keine gemeinsame Sanierung. Die 
Länder sollen eingebunden bleiben. Alle etablierten Kräfte 
haben die Fehlentwicklung des Landesbankenproblems seit 
2001 zu verantworten. Die Sozialisierung der Verluste bei 
gleichzeitiger Privatisierung der Gewinne ist politisch nicht 
zu verantworten. 

Unter dem Druck der Krise fordert selbst der Mainstream 
der Finanzwelt Reformen. Alles wird davon abhängen, wes-
sen Interessen die Reformen bestimmen. Wenn Banker nach 
Staatsinterventionen rufen, meinen sie die Sozialisierung der 
Verluste, während die Gewinne in privaten Händen bleiben 
sollen. Wenn Banker über Reformen reden, meinen sie bruch-
stückhafte (Re)-Regulierung und kurzfristiges Krisenmanage-
ment – letztlich ist dies der Versuch, die neoliberalen Grund-
regeln aufrechtzuerhalten.
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Die Krise ist da: Es drohen neue Gefahren

Die Wirtschaftskrise schlägt mit voller Wucht auf den Hambur-
ger Hafen und die regionale Ökonomie durch. Weltweit sind 
440 Containerschiffe wegen der gesunkenen Nachfrage ausge-
mustert. Im Hamburger Hafen sind es zwischen zwölf und 20, 
einige liegen bereits im Naturschutzgebiet Geltinger Bucht.

Schon jetzt zeigen sich dramatische Auswirkungen auf dem 
Arbeitsmarkt, Schwarz-grün bleibt trotzdem untätig. Nach-
dem das Ladungsvolumen im Hamburger Hafen seit Jahresbe-
ginn um rund 30% zurückgegangen ist, gilt für 700 von 1.100 
KollegInnen der Gesamthafenbetriebsgesellschaft (GHB) Kurz-
arbeit. Die GHB versorgt die großen Terminalbetreiber wie 
die HHLA oder Eurogate bei Bedarf mit qualifi zierten Zu-
satzarbeitskräften. Was sich in guten Zeiten mit zweistelli-
gen Zuwachsraten durchaus als sinnvolle Einrichtung gegen 
die »hire & fi re«-Mentalität der Unternehmen bewährt hat, er-
weist sich angesichts der schwersten Krise des Kapitals seit 
1929 als arbeitsmarktpolitischer Bumerang. So hat die Nach-
frage an den GHB-Zeitarbeitern um rund 40% abgenommen. 
Darüber hinaus sollen die Verträge von 200 KollegInnen 
nicht verlängert werden, kündigte GHB-Geschäftsführer Jür-

gen Hildebrand an. Vorerst noch schließt er betriebsbedingte 
Kündigungen in der Stammbelegschaft aus.

Es wird Zeit, dass der Hamburger Senat seine Lethargie 
aufgibt und endlich Antikrisenmaßahmen einleitet, die auch 
etwas bewirken. Die Hamburger Konjunkturoffensive von 
knapp 600 Millionen Euro für die nächsten beiden Krisen-
jahre, was pro Jahr ein Volumen von 0,3% der Hamburger 
Wirtschaftsleistung ausmacht, erweist sich als wirkungslos.

Die gegenwärtig größte, weil zugleich am meisten unter-
schätzte Gefahr für die Zukunft besteht in einer unkontrol-
lierten Explosion der Arbeitslosigkeit. Mit massivem Beschäf-
tigungsabbau wird dann der Weg in die Depression bereitet. 
Noch dient Kurzarbeit den Unternehmen als Instrument der 
Liquiditätssicherung, um vergleichsweise teure Sozialpläne 
mit Abfi ndungszahlungen zu vermeiden. In einem länger an-
dauernden Krisenprozess sieht das anders aus. Dann wird 
die Weiterbeschäftigung zum Substanzproblem des Unterneh-
mens erklärt und der erpresserische Druck auf Sozialpläne 
und Löhne aufgemacht – der defl ationäre Niedergangspro-
zess mit Entlassungen und Lohndruck nimmt Fahrt auf.

Im Interesse der Mehrheit der BürgerInnen wird ein grund-
legender Paradigmenwechsel gebraucht. Die Alternative: 
Nach einer umfassenden Verstaatlichung des gesamten Fi-
nanzsektors könnte durch politische Entscheidungen ein Ver-
nichtungsprozess von Schulden und Vermögenstiteln orga-
nisiert werden, der zum einen den gesamtgesellschaftlichen 
Notwendigkeiten Rechnung trägt und zudem auch die Vermö-
gensbesitzer an der Abschreibung von Verlusten beteiligt.

Die Idee, von den Anleihebesitzern und Vermögenden Geld 
zu holen und so die gebeutelten Steuerzahler zu schonen, hat 

in der Tat den Hintergrund, dass es um enorme Summen geht. 
Allein die vier größten US-Banken haben zusammen Anlei-
hen von mehr als einer Billion Dollar ausstehen. Es muss da-
her künftig auch um die Reduktion der Rückzahlungswerte 
dieser Anleihen gehen. Nur durch die vorrangige Beteiligung 
der Investoren an den Verlusten kann zudem sichergestellt 
werden, dass ausreichend Ressourcen für den unumgäng-
lichen Umbau der Wirtschaft in Richtung einer solidarischen 
Ökonomie zur Verfügung stehen.
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Schauen wir auf die Automobilindustrie, also eine Schlüs-
selbranche, an der exemplarisch deutlich gemacht werden 
kann, wohin die Entwicklung führen könnte:
■ dort gibt es weltweit Überkapazitäten von über 20%;
■ sie ist in der Hand von Konzernen, die darum konkurrie-

ren, welcher Massenproduzent demnächst ins Gras beißt;
■ und das inmitten eines strukturellen Umbruchs, in dem 

sich entscheidet, wie zukunftsfähige Verkehrssysteme aus-
gestaltet sein müssen.

Die betriebswirtschaftliche Antwort auf die Krise ist: Kos-
tensenkung in der »intelligenten« Variante durch Koopera-
tion und Realisierung von Synergieeffekten (z.B. bei Daimler 
und BMW, im Fall FIAT/Chrysler scheint es sich eher um den 
Versuch der US-Marktöffnung für das Turiner Unternehmen 
zu handeln), in der »konventionellen« Variante durch Werks-
schließungen. Für den Verkauf von Werken gibt es angesichts 
der Überkapazitäten keine Interessenten – es sei denn auf 
Kosten der Stilllegung anderer Standorte (aber selbst für ein 
hochproduktives Werk wie das von Opel in Eisenach gibt es 
keinen Käufer).

Sergio Marchionne, Fiat-Chef und Vizepräsident der 
Schweizer Großbank UBS, kritisiert staatliche Rettungsakti-
onen für Autokonzerne. Er halte nichts davon, wenn Regie-
rungen marode Autokonzerne wie Opel, Jaguar oder General 
Motors retten. Das sei pure Geldverschwendung, weil es rie-
sige Überkapazitäten erhalte – von den 94 Millionen Autos 
Jahreskapazität seien 30 Millionen überfl üssig. Weltweit habe 
die Branche viel zu große Kapazitäten aufgebaut. Sie seien 

nur noch zu 67% ausgelastet. Besonders die Europäer hätten 
immer neue Werke errichtet, ohne alte Fabriken zu schlie-
ßen. Gleichzeitig habe die Industrie, obwohl die Zahl der Her-
steller seit 1964 von 58 auf 22 geschrumpft seien, die Zahl 
der Modelle von 72 auf 205 gesteigert. Aber die Stückzahlen 
mancher Modelle seien einfach zu niedrig, als dass sie profi -
tabel produziert werden könnten. Schließlich verschlinge die 
Entwicklung einer neuen Auto-Plattform eine Milliarde Euro. 
»Die Industrie ist in keinem gesunden Zustand«, so Marchi-
onne, »jetzt geht es für viele ums Überleben«.

Er erwarte eine Welle von Konsolidierungen. »Nur sechs 
oder gar nur fünf globale Autokonzerne werden überleben«, 
sagt Marchionne. Doch anstatt auf eine stärkere Arbeitstei-
lung hinzuarbeiten, werkelten viele vor sich hin. Es gebe Her-
steller, die eine eigene Plattform entwickelten, obwohl abseh-
bar sei, dass sie damit nur 200.000 Wagen verkaufen könnten. 
Dabei sei eine Million Stück pro Plattform heute die Unter-
grenze. Viele hätten immer noch nicht begriffen, dass 90% 
des Autogeschäfts wie der Handeslsriese Wal-Mart funktio-
nierten, der mit Knowhow im Einkauf und eiserner Kosten-
disziplin Gewinn mache.

Die Autobranche vernichte seit Jahren Werte, ertrinke in 
Überkapazität und produziere eine heillose Modellvielfalt. 
Dennoch würden Regierungen von Spanien über Deutsch-
land, Großbritannien bis USA ihre Autofi rmen schützen. 
»Dann will ich mit Fiat auch unter einen Schutzschirm, weil 
es der einzige Weg ist, zu überleben«, sagt Marchionne, »ent-
weder man hilft allen Herstellern oder keinem«.

Mehr Verletzte und Tote im Hamburger Verkehr

Mit diesen drastischen Worten habe ich eine an den Senat ge-
richtete Kleine Anfrage überschrieben. Mir geht es um die 
Auswertung der Ende Februar vom Statistischen Bundesamt 
vorgelegten Unfallstatistik 2008 für Hamburg. Ich halte die 
darin zum Ausdruck kommenden Entwicklungen für alarmie-

rend; sie sind zudem eine schallende Ohrfeige für den grün-
schwarzen Senat.

Die bundesweite Zahl der Unfalltoten (4.467) im vergan-
genen Jahr ist die niedrigste seit 1950 und hat gegenüber 
2007 um 9,7% abgenommen. Dagegen ist sie in Hamburg im 
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Vergleich mit dem Vorjahr um 30% angewachsen. Die Elbme-
tropole nimmt damit unter den Bundesländern eine traurige 
»Spitzenposition« ein. Auch die Zahl der Verkehrsunfälle ist 
hier im vergangenen Jahr um 1,0% auf 10.708 Verunglückte 
gestiegen, während bundesweit eine Abnahme um 5,5% zu 
verzeichnen ist. Was ist los in der Stadt? Was für eine Ver-
kehrspolitik wird hier trotz einer Stadtentwicklungs- und da-
mit für den Verkehr zuständigen Senatorin, die aus der GAL 
kommt, betrieben? Was läuft falsch?

Sicherlich hat die Zunahme der Verkehrstoten und Unfall-
opfer in der Stadt die unterschiedlichsten Gründe, deshalb 
habe ich in der Kleinen Anfrage den Senat auch um Anga-
ben zu den zehn häufi gsten Unfallursachen einerseits und 
der Zahl der verunglückten RadfahrerInnen und Fußgänge-
rInnen, Kinder und SeniorInnen andererseits gebeten. 

Ohne der Antwort vorweg greifen zu wollen, scheint doch 
ein Aspekt auf der Hand zu liegen: Nach wie vor steht die Am-
pel vor allem für den Individualverkehr und die Autos auf 
grün, während der Öffentliche Personennahverkehr (ÖPNV) 
unter zu hohen Fahrpreisen, mangelnden Anbindungen und 
Taktzeiten etc. leidet. Und es werden in der Verkehrspolitik 
die falschen Prioritäten gesetzt.

Warum zum Beispiel sind so wenige HamburgerInnen regel-
mäßig mit dem Fahrrad unterwegs – zumindest im Vergleich 
mit Städten wie Freiburg oder Kopenhagen? Eine Antwort 
auf diese Frage könnte lauten: In der dänischen Hauptstadt 
fl ießen gegenwärtig rund 20% des Verkehrshaushalts in die 
Schaffung und Pfl ege der Radwege (in einigen Jahren soll der 
Anteil sogar auf 40% ausgeweitet werden), in Hamburg ist es 
zur Zeit weniger als 1%! Da liegt in der Stadt einiges im Argen 
und wird bei der praktizierten Prioritätensetzung auch liegen 
bleiben. Die vielen Nebenstraßen ohne Radwege oder die zu-
geparkten Radwege sprechen für sich.

Was für die ZweiradfahrerInnen gilt, trifft ebenso auf die 
andere Gruppe der vermutlich besonders oft zu Schaden 
kommenden »ungeschützten VerkehrsteilnehmerInnen« zu: 
die FußgängerInnen. Gerade hat die Landesgruppe des Fach-
verbandes Fußverkehr Deutschland – der »Fuss e.V.« – eine 
Studie zum Falschparken in Hamburg vorgelegt. »Die Park-
moral vieler AutofahrerInnen nimmt aufgrund fehlenden 
Schuldbewusstseins und Unwissenheit immer weiter ab. Da 
in vielen Stadtteilen von Seiten der Polizei und des Ordnungs-
amtes leider keine Kontrollen durchgeführt werden, fühlen 
sich Falschparker in ihrem Verhalten auch noch bestätigt.«

DIE LINKE möchte, dass in der hamburgischen Verkehrs-
politik endlich umgesteuert, d.h. eine vor allem an sozialen 
und ökologischen Prinzipien orientierte Verkehrspolitik be-
trieben wird. Ein besserer, preiswerter sowie sicherer öffent-
licher Nahverkehr würde auch zu einer deutlichen Verminde-
rung der Unfälle im Verkehr führen.

Wer mehr über die Po-
sitionen der LINKEN er-
fahren will, sei auf unsere 
kürzlich veröffentlichten 
Eckpunkte einer Verkehrs-
konzeption für Hamburg 
verwiesen. Die Broschüre 
ist in allen Partei- und 
Abgeordnetenbüros kos-
tenlos erhältlich und 
auch im Internet auf der 
Bürgerschafts-Home-
page unter www.links-
fraktion-hamburg.de zu 
fi nden.

Weniger, besser, sicherer & preis-werter fahren!

Fraktion in der 
Hamburgischen Bürgerschaft

Joachim Bischoff
Michael Joho
Antje Schellner

Eckpunkte einer Verkehrs-konzeption für Hamburg

Die »Globale Finanzkrise« ist umgeschlagen in eine Jahrhundertkrise des Kapitalismus.
Schlechte Nachrichten kommen inzwischen nicht mehr nur von den Banken, sondern zunehmend aus der »Realökonomie«.
Viele Menschen sind verunsichert über die täglichen Hiobsbotschaften und fragen nach den Ursachen und Folgen – auch für 
Hamburg. Die gilt es zu verstehen, um Gegenstrategien entwickeln zu können.
Die Folgen der Wirtschafts- und Finanzkrise für Hamburg hängen aber nun einmal nicht ganz unwesentlich an der von der HSH-
Nordbank verfolgeten Geschäftspolitik.

Das Milliarden-Desaster der HSH-Nordbank

Vortrag von und Diskussion mit Dr. Joachim Bischoff, MdHB für DIE LINKE
Montag, den 6. April, um 20.30 Uhr
im Drachenbau-Gemeinschaftsraum in Hamburg-St. Georg,
Schmilinskystraße 6 (Hinterhof)

Joachim Bischoff wird die aktuelle Entwicklung bewerten und stellt zudem die Thesen aus seinem demnächst erscheinenden 
neuen Buch zur »Jahrhundertkrise des Kapitalismus« (144 Seiten; 12,80 Euro) vor.
Im Anschluss an das Eingangsstatement sind Fragen und Diskussionsbeiträge willkommen.
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Unter der Parole »Keine neue Autobahn durch Wilhelms-
burg!« mobilisiert ein ganzer Stadtteil gegen die Pläne der 
grünen Stadtentwicklungssenatorin, die die jetzt schon mit 
reichlich Hafen- und Durchgangsverkehr belastete Elbinsel 
mit weiteren Trassen zupfl astern will. Anja Hajduk hat er-
klärt, die Wilhelmsburger Reichsstraße um einige Hundert 
Meter an die Eisenbahngleise zu verlegen und sie mal eben 
von 14 auf 28 Meter zu verbreitern. Bis 2013 soll dadurch 
eine neue »Bundesstraße« entstehen, die sich schon optisch 
durch nichts von einer Autobahn unterscheidet. Zum zwei-
ten sieht der Plan der Behörde für Stadtentwicklung (BSU) 
vor, die seit Jahren umstrittene und von den Grünen bis vor 
kurzem auch noch bekämpfte »Hafenquerspange« im Süden 
der Elbinsel neu zu bauen. Sie soll die A1 (Stillhorn) über 
die Kornweide mit der A26 verbinden. Auch wenn es angeb-
lich keine bzw. nur eingeschränkte Abbiegemöglichkeiten 
zur Reichsstraße geben soll, auch wenn in bestimmten Stre-
ckenabschnitten eine Vertunnelung bzw. ein »Trog« vorgese-
hen ist, hier und da auch an Lärmwände gedacht wird, bleibt 
doch der einfache Tatbestand: Es soll eine neue, vierspurige 
Autobahn quer über die mit gut 50.000 Menschen bewohnte 
Insel geführt werden.

Erst Anfang März hatte der Senat mit Blick auf ein ande-
res Verkehrsgroßprojekt zutreffend festgestellt: »Autobahnen 

»Keine neue Autobahn durch Wilhelmsburg!«

sind grundsätzlich trennende und mit erheblichen Emissi-
onen verbundene Einschnitte. In städtischen Bereichen stel-
len sie Barrieren dar, durch die städtische Zusammenhänge 
und Verbindungen nachhaltig unterbunden oder massiv ge-
stört werden.« Doch was für Altona und die A7 vor dem Elb-
tunnel korrekt beschrieben wird, soll für Wilhelmsburg of-
fenbar nicht gelten.

Besonders empört sind die WilhelmsburgerInnen, weil Se-
natorin Hajduk auf einer Diskussionsveranstaltung am 18. 
Februar im Bürgerhaus noch ihre Bereitschaft erklärt hatte, 
den Dialog fortzusetzen, und nur zwei Wochen später verkün-
dete, dass die Reichsstraßenverlegung und auch die neue 
Querspange defi nitiv kommen würden. Das wollen die Wil-
helmsburgerInnen nicht hinnehmen: »Wenn die bestehenden 
Instrumente von Bürgerbeteiligung nicht mehr greifen, müs-
sen wir uns darauf besinnen, dass es noch eine weitere Form 
von Bürgerbeteiligung gibt, um den Entscheidungsträgern auf 
die Sprünge zu helfen: Das ist der Protest auf der Straße!« (De-
moaufruf der Bürgerinitiative »Zukunft Elbinsel«)

Am Samstag, den 4. April, wird also der Protest auf die 
Straße gebracht, er beginnt um 14 Uhr auf dem Marktplatz 
in Kirchdorf-Süd, die Abschlusskundgebung ist für 15.30 
Uhr vor dem alten Wilhelmsburger Rathaus geplant. »Die De-
monstration soll ein kraftvolles Signal« setzen, schreibt Ma-
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Schwimmenlernen in Hamburg? Fehlanzeige!

nuel Humburg, der Sprecher der Bürgerinitiative. »Aber die 
Demonstration wird auch bunt und munter und lädt Groß 
und Klein zum Mitmachen ein, mit musikalischer Unterstüt-
zung und unter Mitwirkung türkischer Kulturgruppen und 
von Samba-Trommlern«.

Am Mittwoch, den 15. April, fi ndet dann um 18 Uhr im 
Bürgerhaus Wilhelmsburg eine Sitzung des Stadtentwick-
lungsausschusses statt, auf der möglicherweise die Senatorin, 
sicherlich aber der Staatsrat aus der Behörde Rede und Ant-
wort stehen müssen. Auf Antrag von SPD und LINKEN wird 

dies eine öffentliche Anhörung zu Wilhelmsburg, d.h. die Bür-
gerInnen können gegenüber dem Senat deutlich machen, was 
ihre Interessen sind. Die CDU – die gegen eine öffentliche 
Anhörung votiert hatte (bei der GAL blieb das unklar) – hat 
durchblicken lassen, dass sie von einem mangelnden Inter-
esse des Stadtteils ausgeht und nur wenige TeilnehmerInnen 
erwartet. Beweisen wir das Gegenteil und machen die De-
monstrationen am 4. April und die Anhörung am 15. April 
zu machtvollen Bekundungen des Willens der Wilhelmsbur-
ger Bevölkerung!

In dem 1932 von Heinrich Hasperg herausgegebenen Werk 
über »Ein Jahrhundert Sport in Hamburg« lese ich, dass die 
Stadt »zu den Geburtsstätten des deutschen Schwimmsports 
gehört«. Hamburg hätte damals mit der »Wasch- und Badean-
stalt Schweinemarkt« (im U-Bahn-Durchgang unter der Stein-
straße wird mit einem Mosaik an die nach dem Krieg abge-
rissene Badeanstalt erinnert) über »die älteste Badeanstalt 
des europäischen Festlandes« verfügt. »Vor allem gewann 
der Schwimmunterricht in kurzer Zeit einen solchen Um-
fang, dass Hamburg in der ganzen Welt voransteht. Keine an-
dere Stadt kann sich rühmen, Jahr für Jahr mehr als je 10.000 
Schwimmer und Schwimmerinnen ausgebildet zu haben, da-
von die meisten als Freischwimmer.«

In der »Bild«-Zeitung vom 27. März 2009 lese ich nun, 
dass heute über 43% der Hamburger GrundschülerInnen bis 
zum Ende der vierten Klasse nicht schwimmen lernen, am 
Ende der sechsten Klasse liegt dieser Anteil bei immer noch 
16%. Die se sind Durchschnittsangaben, sie spiegeln die re-
alen Strukturen nur unzureichend wider. Die unsoziale Ent-
wicklung in Hamburg hat auch in Bezug auf das Schwimmen 
zu extremen Unterschieden geführt: Während in Volksdorf 

bis zum Ende der vierten Klasse zwischen 78 und 100% di-
ese überlebenswichtige Grundfertigkeit erlernen, erlangen 
an den einzelnen Grundschulen in den bevölkerungsreichen 
und benachteiligten Stadtteilen Wilhelmsburg und Billstedt 
bis zu 95% den Freischwimmer-Pass nicht! 

Heute stellen sich also die Verhältnisse im Schulschwim-
men erheblich schlechter dar als vor einem Dreivierteljahr-
hundert! Die Verantwortung für diese krasse Fehlentwicklung 
trägt der Hamburger Senat. »Das fl ächendeckende Durchset-
zen des Schwimmunterrichts wurde durch Nachlässigkeiten 
auf allen Ebenen in früheren Jahren versäumt«, konstatierte 
am 21. Februar der Sportausschuss der Hamburger »Gewerk-
schaft Erziehung und Wissenschaft« (GEW). Zwischenzeitlich 
hat die zuständige Behörde wohl erkannt, dass etwas grund-
legend schief läuft, doch welche Konsequenzen hat sie in ih-
rer »Schwimmreform« seit 2006 gezogen?
■ Die so genannten Wasserzeiten – also die Dauer, die die 

SchülerInnen aktiv im gut temperierten Nass verbringen 
sollten – sind von 18 auf 13,5 Stunden gekürzt worden.

■ Das Schwimmenlernen wird in zunehmendem Maße aus 
den Schulen herausverlagert bzw. an im Durchschnitt päd-
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agogisch nicht ausgebildete und schlechter bezahlte außer-
schulische Kräfte vergeben. Ähnliche Tendenzen zeichnen 
sich im nächsten Schuljahr übrigens auch für 15 Primar-
schulen ab, die als Pilotprojekt über private bzw. vereins-
eigene so genannte Kindersportschulen eine »quantitative 
Ergänzung zum obligatorischen Sportunterricht« erfahren 
sollen.

■ Last but not least: Die acht städtischen Lehrschwimmbe-
cken sind in einem derart maroden Zustand, dass zwei 
seit einiger Zeit geschlossen sind. Diese Sportstätten sollen 
jetzt zwar saniert, aber letztlich dem Privatisierungswahn 
der grün-schwarzen Senatsparteien geopfert werden.

Am 28. März fand eine erstmalige Fachtagung der »Bäderland 
Hamburg GmbH« zum Thema Schulschwimmen statt und am 
1. April wird die Bürgerschaft über das Thema und den wei-
teren Umgang mit den Lehrschwimmbecken hoffentlich nicht 
als Aprilscherz verhandeln. Deshalb im Folgenden etwas aus-
führlicher meine Position zu dieser Frage:

1. Ich halte das Vorhaben, die Lehrschwimmbecken samt 
dazu gehörigen Grundstücken an »wirtschaftlich leistungsfä-
hige Träger« quasi zu verschenken, politisch, wirtschaftlich 
und pädagogisch für falsch.

2. Bereits im Jahre 2006 hat der Senat die acht Lehr-
schwimmbecken »gegen Übernahme der Verkehrssiche-
rungsverpfl ichtung und der laufenden Betriebskosten Dritten 
überlassen«, wie es in einem Senatspapier vom Februar 2009 
heißt. Damit wollte sich der Senat die anstehende Sanierung 
und die Kosten für den laufenden Betrieb vom Hals halten. 
Der »Hamburger Turnerbund von 1862 e.V.« hat sich mit den 
fünf von ihm übernommenen Lehrschwimmbecken schlicht 
verkalkuliert, konnte zuletzt die Betriebskosten nicht mehr 
zahlen, so dass ihm seitens der Behörde gekündigt wurde. Die 
»Bäderland Hamburg GmbH« hat den Betrieb zeitweilig über-
nommen, doch nun sind zwei (u.a. das Lehrschwimmbecken 
im Steinadlerweg im benachteiligten Viertel Schiffbek) »bis 
auf weiteres geschlossen«.

3. Nun möchte der Senat Mitte Juli 2009 die acht Lehr-
schwimmbecken an »leistungsstarke Träger« vergeben. An-
gesichts des inzwischen noch maroderen Zustandes ist er 
gnädig und stellt 2 Mio. Euro für die »Grundsanierung« zur 
Verfügung, wohlgemerkt nicht aus dem eigenen Etat, sondern 
aus Bundesmitteln im Rahmen des »Konjunkturpakets II«.

4. Der Senat will die acht Lehrschwimmbecken samt 
Grundstücken verschenken (»unentgeltlich übertragen«), 
auch wenn er sich eine Art Rückholungsrecht vorbehält (z.B. 
bei Insolvenz des Trägers). Diese Grundstücke samt Gebäu-
den haben nach eigenen Angaben immerhin einen Buchwert 
von insgesamt 3,36 Mio. Euro.

5. Der »Hamburger Sport-Bund« (HSB) hat eine baufach-
liche Untersuchung der Lehrschwimmbecken durchgeführt 
und daraus im August 2008 eine Kostenabschätzung abgelei-
tet. Danach sind für die »Grundsanierung« knapp 2,62 Mio. 
Euro nötig, es bleibt also im Verhältnis zum Förderbetrag in 
Höhe von 2 Mio. Euro eine Differenz von knapp 620.000 Euro. 
In bereits zitierten Senatspapier heißt es dazu lapidar: »Die 
Bereitstellung des Restbetrages liegt in der Verantwortung 

der Träger.« Damit verschiebt der Senat die notwendige Sa-
nierung zu fast einem Drittel an die nichtstaatlichen Träger. 
Es ist leicht vorstellbar, wie nicht nur die laufenden Kosten, 
sondern auch dieser Differenzbetrag eingespielt werden sol-
len: durch entsprechende Erhöhung der Eintrittspreise bzw. 
Untervermietung (an Schulen?) und eine Veränderung des 
Angebotsprofi ls.

6. Auch wenn der HSB das Auswahlverfahren fi nanziert 
und damit sicher ein (Mit-)Entscheidungsrecht hinsichtlich 
der Träger hat, bleibt festzuhalten, dass »auch Träger be-
rücksichtigt« werden sollen, »die nicht Mitglied im Hambur-
ger Sportbund« sind. Unterstellen wir einmal, dass es sich bei 
den HSB-Mitgliedsvereinen bzw. -verbänden um mehr oder 
weniger gemeinnützige Zusammenschlüsse handelt, kann das 
doch wohl nur heißen, dass auch rein wirtschaftlich orien-
tierte Sportfi rmen den Zuschlag bekommen können.

7. Um dieses Ziel abzusichern, sieht der Senat auch noch 
vor, dass die Träger ihre Lehrschwimmbecken entweder 
selbst nutzen oder »einem Dritten« überlassen können. Das 
könnte bedeuten, Geld damit zu verdienen, dass die Einrich-
tung an jemanden verpachtet wird, der weniger Interesse 
an der sozialen und pädagogischen Seite der Lehrschwimm-
becken als vielmehr an der betriebswirtschaftlich und an 
Rendite orientierten Ausrichtung des Angebots hat. Und so 
heißt es denn konsequenterweise im Senatspapier, »dass die 
Nutzung vorrangig und überwiegend durch Sportvereine, 
Schwimmschulen, Kindertagesstätten, Schulen und private 
Schwimmgruppen o. Ä. erfolgt«. Das aber lässt viel Spielraum 
für ganz anders ausgerichtete Nutzungszusammenhänge, ab-
gesehen davon, dass auch schon »private Schwimmgruppen« 
etc. wohl nur eingeschränkt als »gemeinnütziger Betrieb« an-
gesehen werden können.

8. Besonders anschaulich ist in den Senatsunterlagen das 
Kapitel »Wirtschaftlichkeit«, wird doch darin ausgeführt, dass 
die Freie und Hansestadt Hamburg in nicht unerheblichem 
Maße »zukünftige Betriebs- und Personalkosten« einspart. 
»Die Träger, die die Lehrschwimmbecken übernehmen, kön-
nen nur deshalb wirtschaftlich agieren, weil sie einen Teil der 
Leistungen über ehrenamtliches Engagement bestreiten und 
Sponsorengelder aktivieren können.« Das läuft darauf hin-
aus, dass sich der Senat nicht nur vor einer staatlichen Auf-
gabe drückt, sondern auch noch offen damit argumentiert, 
die Arbeit ja auch über die beteiligten Sportvereine ehren-
amtlich abdecken zu können. Bisherige BademeisterInnen 
und SchwimmlehrerInnen gehen leer aus, das Schwimmen 
lernen wird minder qualifi zierten Kräften überlassen.

9. Schwimmen, Sport und Kultur gehören zum Grundbe-
stand einer entwickelten Gesellschaft und sind so zu gestal-
ten, dass niemand von ihrer Nutzung sozial ausgeschlossen 
wird. Schwimmen ist eine Grundfertigkeit, die von der Gesell-
schaft bzw. von der Schule selbstverständlich und kostenfrei 
zu vermitteln ist. Den Ausstieg aus der staatlichen Verantwor-
tung für die Lehrschwimmbecken lehne ich daher ab.

10. Anstatt sich der sport-kulturellen Verantwortung in 
den Bereichen Schwimmenlernen und Schulschwimmen zu 
stellen, betreibt der Senat eine Bewerbung für die Austragung 
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KIEK MOL: 180 mal Hamburg

Die Tage werden wieder länger, die Sonne scheint häufi ger 
und wärmer, da heißt es für Hamburgs Geschichtswerkstät-
ten und Stadtteilarchive »Raus in die Stadt«. Insgesamt 14 
Stadtteilinitiativen haben ihre Rundgangsangebote für 2009 
vorgelegt. Sage und schreibe 180 Rundgänge zu stolzen 119 
verschiedenen Themen sollen durchgeführt werden, wie 
dem neuen Programm »KIEK MOL 2009« entnommen werden 
kann. Im Mittelpunkt steht »Geschichte von unten«. Da geht 
es um Dulsbergs Arbeiterwohnquartiere der 1920er Jahre 
(4.4., 15 Uhr, Straßburger Platz) oder das proletarische »Barm-
bek basch« (9.5., 14 Uhr, Dehnhaide/Ecke Vogelweide); die 
»BarfußhistorikerInnen« begeben sich auf Spurensuche nach 
dem ehemaligen jüdischen Leben, z.B. in Eimsbüttel (4.4., 15 
Uhr, U-Bahnhof Schlump) oder in Eppendorf (26.4., 15 Uhr, 
U-Bahnhof Kellinghusenstraße). Auch die aktuellen Entwick-
lungen sowie die sozialen und politischen Konfl ikte in den 
Vierteln werden berücksichtigt, beispielsweise mit Blick auf 
die neue »Edelmeile« St. Georg (16.4., 17.30 Uhr, Spadenteich/
vor »Max & Consorten«) oder die »Boomtown« St. Pauli (16.5., 
14 Uhr, Hein-Köllisch-Platz 12).

Hamburger Geschichtswerkstätten haben maßgeblich 
dazu beigetragen, dass »nichts und niemand« auch von den 
weniger berühmten Menschen vergessen wird. Um so ärger-

licher ist der Umgang des Senats mit ihnen, die nicht nur 
viele ehrenamtlich engagierte, jüngere wie ältere Menschen 
mobilisieren, sondern mit ihren Archiven, Publikationen und 
Veranstaltungen oft genug auch die Seele eines Quartiers dar-
stellen. Selbst wenn der Senat jetzt die »Stiftung Hamburger 
Geschichtswerkstätten« besser ausstatten und den Etat der 
Initiativen um 100.000 Euro anheben will, steht den Gruppen 
und Einrichtungen weniger Geld zur 
Verfügung als Anfang der 2000er Jahre, 
was so manche Werkstatt inzwischen 
fast in die Knie gezwungen hat.

Deshalb heißt es im Vorwort zum 
neuen »KIEK MOL«-Prgramm zu Recht: 
»Was wir brauchen, ist eine kulturpo-
litische Kursjustierung. Die Benach-
teiligung der ›kleinen‹ gegenüber der 
›großen‹ Kultur, der Stadtteilkultur 
gegenüber der Metropol-Kultur muss 
wenigstens gemildert werden.«

Das Programm ist bei den Ge-
schichtswerkstätten zu bekommen 
(im Internet unter www.Hamburger-
Geschichtswerkstaetten.de).

der Schwimm-Weltmeisterschaft 2013. Diese würde die Stadt 
etwa zehn Mal so viel kosten wie alle acht Lehrschwimmbe-
cken zusammen und keinem einzigen Kind in Hamburg das 
Schwimmen beibringen.

Es ist eine sportpädagogische und -politische Bankrotter-
klärung, wenn der Senat sich immer wieder aus der Verant-

wortung stiehlt. Als LINKE müssen wir deshalb das hinter 
der Lehrschwimmbeckenproblematik stehende Konzept ab-
lehnen und stattdessen dafür Sorge tragen, die bestehenden 
Einrichtungen in den Stadtteilen und Bezirken zu erhalten, zu 
sanieren und so sportliche Aktivitäten aller sozialen Schich-
ten der Hamburger BürgerInnen zu ermöglichen.

Mit diesem BürgerInnenbrief informiere ich regelmäßig über das Parlamentsgeschehen und die politischen Auseinanderset-
zungen in Hamburg, im Bezirk Mitte sowie im Wahlkreis. Wenn Sie diesen BürgerInnenbrief per E-Mail (und ggf. zusätzlich 
den monatlichen Infobrief »Mittenmang« des Bezirksverbandes Mitte und den Newsletter des Landesverbandes der LINKEN) 
beziehen oder wenn Sie diesen BürgerInnenbrief nicht mehr erhalten möchten, schreiben Sie eine kurze Mail an: joachim.
bischoff@linksfraktion-hamburg.de. Und: Sprechen Sie mich an – zum Beispiel während meiner Sprechstunde donnerstags 
von 16:00 bis 18:00 Uhr im BürgerInnenbüro der LINKEN in der Borgfelder Straße 83 –, wenn Sie meine Arbeit als Ab-
geordneter in der Hamburgischen Bürgerschaft durch Kritik und nützliche Informationen begleiten wollen.

R
au

s 
in

 d
ie

 S
ta

dt
!


